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16. Beiblatt Beiblatt """ zur parlamentskorresPoA4~~. 
" " " 

17.Mai 1951 .. 

" " " 

der Abg. Dr. S tu. b er" und Gen.oss'en 

an de~ Bundcsmlnister für'Finanzen~ 

betreffend Rtlckerstattung sogenannter Wiedergutmachungsbeträge gem. § 23 

" Verbot.gesetz. 

------.. ~ ..... -
Gemäss § 23 Verba.tsgesetz sind" sogenannte~Wiedergutmachungsbe ... 

träge aus der Zeit der deutschen Zwischenherrschaftvon (len Empfängern 

und deren Rechtsnachfolgern an den " Bundesschatz zu erstatten. Regelmässig 

werden d1eseBeträge seitens des Bundesschatzes auch von denjenigen "Per­
sonen verlangt, Über welche Vermögens verfall ausgesprochen wurdfh 

"Letzteres widerspricht nun nach Ansicht der unterzeichneten 

Abgeordneten nicht nur der juristischen Logik, sondern geht offenbar 

~ sogar übet- G die Absicht des VerbQtsgesetzes hinaus. Denn wenn der" Staat t 

tde dies beim Vermögensve"1'fall regelmässigeintri tt, alles bis zu einem 
"" " 

gewissen Zeitpunkte erworbene Vermögen lconfis ziert, kann er 'niohtzusätz-. " 

lioh einen '1''oi1 dieses Vermagens zum zwe-itenmal begehren. Diese Rechts­

widrigkeit und Ungerechtigkeit wird schreiend klar an einem uns erst· 

in jüngster Zeit wieder zur Ke-nntnis"gebraohten Beispiel: 

Ein Mann in der Steiermark, früher Handelsangestellter, derzeit 

Hi1fsarbeit.er, ~hatt"e seinen v()!ll NS ... Regime erhaltenenWiedergutmachungs"­

bet:r:ag ,,"on 4-00 RMin die Sparkasse gelegt" Der Betrag war im Sparkasse~.;. 
guthaben dieses Mann.es (3.000 S) bei "Kri~gsendeellthalten. "Auf Grund aes-

" " 

vom VolksgeriohtausgesprochenenVerm5gensverf'alles -\vurde das Guthaben 
va Staat eingezogen. Trotzdem verlangt die Behörde nunmehr die Erstattung 

des Wiedcrgutmachungsbetrageso 

.~ unterzeiohneten Abgeordneten stellen an den Herrn Bundesmini­

ster für Flnanzen die 
A n f r a_~, 

ob er bereit ist, im Wege eines Erlasses klarzustellen und anzuordnen, dass 
in jenen 1l'ällen t in welchen der zu erstattende Betrag in dem verfallenen 
Vermög-en seine Deokung findet 1 der Rückerstattungepflicht" Genüge getan ist 
und ein weiterer Betrag nicht mehr eingeti-oben werden darf, dass in jenen 
anderen Fällen aber, in welchen der sogenannte Wiedergutmachungsbetrag durch 
den Vermögensverfall zwar nooh nicht zur Gänze eingebracht ist, die Er­
stattung" aber nicht ohne schwere wirtsohaftliche Schädigung der erstattungs­
pfliohtigen P~r~on erfolgen km n, die Erstattungsschuldigkeit als unein-
bringlieh zu streichen ist? ". 

-.-"-t,;-,,;"'(o. 
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